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*“9.2.31.19-9.1

Ü:Das Landessozialgericht (LSG) hat dem Kläger; einem pensioe

nierten Polizeibeamten, vorzeitige3 Altersruh9geld wegen

_
Arbeitslosigkeit zugesprocheno Hiergegen wendet sich die

_
;„ Beklagte mit der zugelassenen Rev131one Sie meint, die Ver—

fügbarkeit des Klägers für den Arbeitsmarkt sei unrichtig

beurteilt worden; er sei nicht arbeitslos (Verletzung des

> @ 25 Abso 2 des Angestelltenvers1oherungsgesetzcs —AVG—);

die tatsächlichen Umstände seien nicht ausreichend ermittelt

wordeno

Nach den insoweit nicht angegriffenen Feststellungen deSf

LSG Berlin war der am 19 März 1900 geborene Kläger bis '?

1945 mit Beitragsentrichtung zur Arbeiterrentcnversicherung

(ArV) als Arbeiter, und zwar überwiegend als Radialbohrer‚

_
beschäftigte Von Juni 1945 bis zur Ernennung als Beamter

_im September 1953 wurde er als Polizist im Ahgestolltcnedf

verhältnis beschäftigte Am10 April 1960 trat er wegen '"J
‘ Erreichens der Altersgrenze von 60 Jahren in den Ruhestand;

Am50_April1960—me1deteer sich beimArbeifsamtin Berlin
arbeitsloso In der Folgezeit meldete er sich dort, bis auf

eine Unterbrechung wegen Krankheit vom 220 März bis 180April

19619 je einmal im Monate Erbezog-kein Arbeitslosengeldejf

Im März 1961 beantragte der Kläger das vorzeitige A1ters—*
ruhegeld wegen Arbeitslosigkeite Die Beklagte lehnte mit

Bescheid vom 200 Juni 1961 den Antrag ab; sie führte aus„"'

_
bei demKläger als pensioniertem Beamten mit Ruhegehalt N'

_ könne eine ernstliche Arbeitsbereitschaft nicht angenommen

**]werdeno„ „;5if{?fCTÄ .ii:3aw-.+«ww?a„„„„

13Mit der Klage trug der Klager vor; sein letztes Gehalt

habe monatlich 6150—f DM netto betragen,_das Ruhegehalt

zunächst nur 2880——DM; inzwischen sei es erhöht auf
7 __
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34o,l2 DM; er
sei-deshalb zur Weiterverwertung seiner

Arbeitskräfte gezwungen gewesen;
er habe von September

l96o bis Juni 1961 zusammen_lo4ßöo48 DM von seinem Post;

sparbuch abgeh0ben° Das Arbeitsamt IV, Berlin, erteilte
dem SOzialgericht (SG) eine Auskunft (90 Dezember 1961)

über die Meldung des Klägers und allgemein über Bemühun—

gen des Amtes für Arbeitslose, Das SG Berlin verpflichtete

die Beklagte zur Gewährung des vorzeitigen Altersruhegeldes,

Die Berufung der Beklagten blieb erfolglos, Das LSG Berlin

führte in seinem Urteil aus, arbeitslos im Sinne des
5 25 Abs° 2 AVG sei, wer berufsmäßig in der Hauptsache

als Arbeitnehmer tätig zu-sein pflegt, aber vorübergehend
nicht in einem Beschäftigungsverhältnis steht, wer weiter

ernstlich bereit, nach seinem Leistungsvermögen imstande

und nicht durch sonstige Umstände gehindert ist, eine

Beschäftigung unter den üblichen Bedingungen des Arbeits—
marktes anzunehmeno Der Kläger_stehe der Arbeitsvermittlung
objektiv zur Verfügung; die Meldung beim Arbeitsamt sei der

gesetzlich vorgesehene Weg zur Erlangung eines Arbeitsplatzes;

_werde er wahrgenommen, so_seien damit—die objektiven Voraus—

setzungen der Verfügbarkeit erfüllt, sofern sie nicht im

Ausnahmefall durch besondere Umstände ausgeschlossen werde,

Letzteres hat es'verneinto Es sei davon auszugehen, daß
ein Arbeitsuchender bei laufender monatlicher Meldung in

-die Arbeitsvermittlung des Arbeitsamtes einbezogen bleibe
und somit dem ArbeitSmarkt_objektiv zur Verfügung stehe()
Der Kläger stehe_auch subjektiv der_Arbeitsvermittlung

zur Verfügung°Die ernstliche Bereitschaftzur Ausübung
einer Beschäftigung unter den üblichen Bedingungen des
allgemeinen Arbeitsmarktes sei schwer nachprüfbar; sie'

werde in der Regel fehlen, wenn der Betreffende-ein zu—
mutbares Stellenangebot ablehne; eine Prüfungsmöglichkeit

in dieser Richtunggsei nicht gegeben, weil ältere Arbeitw
nehmer auf dem Berliner Arbeitsmarkt nur sehr schwer ver-
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f mittelt werden könnten;
zusätzliche

eigene Bemühungen des

f Broeitsu0henden seien nicht zu verlangeng wenn sehon die3i

L amtliche berufehe Stelle einen Arbeit Splatz nicht vermitteln

;_könne° Aus der wirtschaftlichen Lage sei die ernstliehe '
fArbeitsbereitschaft nicht abzuleitens_denn es widerspreche

jder Wertents0heidung nach Arte 12 des Grundgesetzes (GG)e7

"diese Arbeitsbereitschaft nur demjenigen zuzurechnen, der '

iauf Grund wirtschaftlicher Lage zur Arbeit gezwungen sei°
B"D1e Rev1s1on wurde zugelassene_._;gt„ '

* DieBeklagte.fuhrtin ihrer Revisionausgfder—Klägerse1'_'

_
als Beamter nicht Arbeitnehmer im_Sinne des 5 75 Abse 1

_; des Gesetzes über Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenveré'

ffsicherung (AVAVG) Abgesehen davon sei die Meldung beim "_

Arbeitsamt allein kein ausreichendes Indiz für die subjek—
tive Arbeitsbereitschaft; außer der regelmäßigen Meldung

; beim Arbeitsamt seien keine Umstände, die für Arbeitslosigw

; keit sprechen? ersichtlicho Die wirtschaftlichen Verhält—*1

nisse des Klägers hätten sich bei der Pensionierung nicht.

_
so sehr.verändert; er habe eine Abfindung ih-Höhe des 7V2H_

i fachen der Dienstbezüge.des letzten Monats erhalten und die-
i Pension habe sich regelmäßig erhöht; es hätte geprüft werden

} mussen? ob der Kläger seiner Ehefrau hätte Unterhalt gewäh-F

ren müsseneHilfSweise rügt die Beklagte eine Verletzung der

_
55 1039 128 Abso 1 des Sozialgerichtsgesetzes-(SGG)e Das LSG

} habe zu Unrecht aus der Auskunft des Arbeitsamts die Folge“;

rung gezogen der Kläger sei für einen größeren Kreis von _
Arbeiten vermittlungsfähig; die genaue Bedeutung der

Berufsé

kennziffer hätte ermittelt werden müssen; sie stelle nur'grr

einen Hinweis an die VermittlungsstGlle dar, bedeute aber 4_

_
nicht9 daß der Arbeitsuchende für einen großen Kreis voni_*

Ü_Arheiten zur Verfügung stehee Das LSG hätte die Zuständigé"

'keit des befaßten Arbeitsamts IV prüfen müssen$ da dieses
_

nur eine Reihe gehobener Berufe betreuee Sie beantragt9'”_

unter Aufhebung des angefochtenen Urteils den Rechtsstreit

zu neuer Verhandlung und Entscheidung an das LSG zurück— '”

zuvelwelseno;„ä'„gppülß„„;„„.‚__'°* " “““ " “' '
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Der Kläger beantragt::. die Revision zurückzuweiseno

Die Revision ist infolge Zulassung Statthaft sowie form-
und fristgerecht eingelegt und begründet werden° Sie hat

auch Erfolge Die Feststellungen des LSG reichen für eine

Entscheidung? ob der Kläger arbeitslos war (@ 25 Abso 2

AVG?é5 755-76*AVAVG),nicht auso

Die Arbeitnehmereigenschaft des Klägers ist ent8prechend

den in mehreren Entscheidungen des Bundessozialgerichts

herausgestellten Grundsätzen zu bejahen (BSG 209 190;

Urteil vom 40 Februar 19659 11/1 RA 220/65)0

Das LSG war zu Recht der Auffassung(} daß Arbeitslosigkeit

im Sinne des-@ 25 Abso 2 AVG-die Tatbestandsmerkmale des

5 75 und des 9 76 AVAVGeinschließto Es hat aber das Tat“
bestand3merkmal der ernstlichen Bereitschaft zur Aufnahme
einer Beschäftigung unter den üblichen Bedingungen des
allgemeinen Arbeitsmarktes nicht in dem Sinn ausgelegtg

wie dieser Begriff nach der ständigen Rechtsprechung des

BSG aufzufassen isto Den Anforderungen entspricht nur der

Versicherte? dessen Arbeitsbereitschaft durch objektive
Umstände so belegt ist9 daß an ihr keine vernünftigen

Zweifel bestehen (BSG 209 190)0 Die Arbeitsbereitschaft
ist.ein subjektiver Vorgang und entzieht sich dadurch
der unmittelbaren Feststellung° Sie läßt sich nur aus

objektiven Gegebenheiten schließeno Welcher objektive
Sachverhalt dabei die Arbeitsbereitschaft als ernstli0h

kennzeichnen muß9 entscheiden die Umstände des Einzel—

falles und zwar in.erster Linie die gesamten Arbeits—
bemühungen; die persönlichen und wirtschaftlichen'Ver—

hältnisse epielen nur eine ergänzende Rolle (BSGvom
4 "November 1964 3 11/1 RA 219/61 —)oiDie Arbeitsbereit—
schaft darf nicht _auf bestimmte Arbeiten beschränkt seine
Der Arbeitsuchende muß vielmehr bereit sein Beschäftiw

gungen zu den üblrLchen Bedingungen des allgemeinen Arbeiten
{

—5.3“6 —
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"■arkts zu übernehmen(vg1° BSGih scan @1248eve Nr. 21).
fDie Arbeitsbemühungen des Versicherten müssen eindeutig
f°erkennen lassen9 daß er sieh fortlaufend um eine Arbeitnehv

„'tätigkeit unter den ubliohen Bedingungen des allgemeinen
__Arbeitsmarkt3 bemüht, aber trotz aller Anstrengungen keine
' Arbeit günndenhat(vgl° BSG vOm 40 Februar 1964 in SozR
}5f124e_RvoNro33)05; „ - -
iIn anderen;Fällen; in denen pensionierte Polizeibeamte das
fBVOrzeitige“Altersruhegeld wegen Arbeitslosigkeit begehrten;
.fhat das BSG entsohiede_ns daß die ernstliche Arbeitsbereitm
f?schaft durch die bloße Arbeitslosmeldung dann nicht hin“
f.reichend belegt ist; wenn das_Arbeitsleben infolge Erreicb
' der vorgesehenen Altersgrenze üblicherweise beendet ist un;

_fah die Stelle des bisherigen Arbeitseinkommens eine Ver“
fäsorgung auf öffentlich-rechtlicher Grundlage tritt (SozR'

-_
_'ä 1248 RVONro 33; Urteil vom 4° Februar 1965 - 11/1 RA
i'22o/63_+) Die bloße Arbeitslosmeldung soll in solchen "
; Fällen möglicherweise nur den Anschein der Arbeitslosigkeit
*“für das.vorzeitige Arbeitsruhegeld schaffen9 ohne daß der
ffVersiCherte Wirklich einen neuen Arbeitsplatz anstrebt° "
1Aus der üblichen Wirtschaftlichen Verschlechterung mit der
fPensionierung kann die Ernstlichkeit der Arbeitsbercit—

? schaft nicht entnommen werden; denn diese Verschlechterung
überrascht den Versicherten nieht° Sie ist schon lange Zeit

'.vorherzusehen;
ihr Ausmaß läßt sich im Voraus berechnen un€

a'der Beamte kann seine Lebensführung entsprechend einrichter

7Andererseits ist die Situation bei einem mit 60 Jahren _'
trpensionierten Polizeibeamten9 der gesund ist und auch in"

;'anderen Berufen jahrelang beschäftigt war, verschieden von
_d en Fällen, in denen sich Hausfrauen nach langjähriger "

. Betätigung
nur im eigenen Haushalt arbeitslos meldeno Bei

f'einem Bo_1izeibeamten ist es im Hinblick auf das bisherige'
■Berufs1eben

Verständlich; Wenn er nach der Pensionierung
eine a1dere Erwerbstätigkeit ausuben w111o ”
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:er77jf„

.Das LSG hat zur Bejahung der ernStlichen Arbeitsbereité

schaft dee-Klägers die Meldung beim Arbeitsamt als aus—
reichend angesehen und die Notwendigkeit zusätzlicher
eigener Bemühungen im Hinblick auf den amtlichen Charakter

der Arbeitsvermittlung durch das Arbeitsamt verneint°

Dies ist nicht richtige Zwar ist das Arbeitsamt allein
für die geWerbsmäßige Arbeitsvermittlung zuständige

Die Arbeitgeber sind aber nicht verpflichtetg offene
Stellen_beim Arbeitsamt anzumelden und Arbeitskräfte

nur nach Zuweisung durch das Arbeitsamt einzustellena
‚Die Tagespresse zeigt? daß Arbeitgeber Arbeitskräfte

häufig ohne Einschaltung des Arbeitsamts suchenoGegen
eine volle Einbeziehung des Klägers in die.Vermittlungs«

bemühungen des Arbeitsamts spricht? daß er kein Arbeitsw

losengeld bezogen hat° Es ist allgemein bekannt, daß das

‘
Arbeitsamt offene Stellen vordringlich den Empfängern
von

Arbeitlesengeld unda—hilfe zu benennen hat, da diese

im allgemeinen Wirtschaftlich schwächer sind als pensionier—

te Beamte? die ihre Pension aufbessern wollen° Das Arbeits—

amt muß in erster Linie die Unterstützungsempfänger unter—

bringeno Hinzu kommt?.daß das LSG nicht festgestellt hat?

ob_der Kläger im Rahmen der Arbeitsvermittlung alle Möge

liChkeiten des_Arbeitsmarkts erschöpfend in Anspruch

genommen hato Es ist nicht festgestellt, wie sich der
Kläger gegenüber Bemühungen des Arbeitsamts verhalten hate

So ist nicht ermittelt worden5 ob und mit welchem Ergebnis

' der Kläger sich hat arbeitsamtsärztlich untersuchen 1assen$
wie er auf Beratungsgespräche eingegangen iste für welche

Arbeiten er sich beim Arbeitsamt hat vormerken lassen?

ob das Arbeitsamt ihm offene Stellen genannt hat und

falls ja? um welche Art der_Tätigkeit es sich dabei gem
handelt hat, sowie was der Kläger auf Stellenbenennungen

hin getan hats Abgesehen davon ist zur Entscheidung 5

-uber die ernstlidhe Arbeitsbereitschaft von allem fest—

zustellen‚ ob der€Kläger außer der Meldung beim Arbeitsamt

-L „3.1? .*K8 “
l . .: \
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jno ch auf andere
Weise

versucht
hat‚

einen
Arbeitsplatz auf

erlangen und was er hierzu im e1nzelnen unternommen hato-_

"Da diese Tatsachen nicht
festgeste11t

sind kann nicht ent—

schieden werden ob der Kläger imstande und ernstlich bereit“
IWar eine Be3chäftigung unter den üblichen Bedingungen des

*allg emeinen Arbeitsmarkts auszuübeno_Das angefochtene Urteil
f1st daher aufzuheben und der Rechts3tr91t Zu weiteren Er—

“mittlungen und Feststellungen an das LSG zurückzuverweiseno

„Die Kostenentsche1dung
bleibt

dem
abschließenden

Urteil 51
tdes LSG vorbehalten°j__„55„„„e„,„‚ .
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